
Arbeiter- und Bauernmacht zum Ausdruck. Während 
die Staatsanwälte im imperialistischen System sich nur 
mit der Strafverfolgung und der Strafvollstreckung be­
schäftigen und der Staatsmacht zur Unterdrückung der 
Werktätigen und aller fortschrittlichen Menschen 
dienen, hat der Staatsanwalt in der Staatsordnung der 
Arbeiter- und Bauernmacht die hohe Aufgabe, Wahrer 
der Rechte der Werktätigen und Hüter der demokra­
tischen Gesetzlichkeit zu sein. Unsere Staatsanwälte 
üben, indem sie ihre Pflicht zur Aufsicht über die 
strikte Einhaltung der Gesetze erfüllen, eine wichtige 
politische Funktion aus: Sie wirken bei der Erziehung 
der Bürger zum demokratischen Rechtsbewußtsein und 
zur Staats- und Arbeitsdisziplin mit und tragen zugleich 
dazu bei, das Vertrauen der Bürger zu unserer Staats­
ordnung zu stärken und zu festigen.

Die Durchführung der neuen Aufgaben ist von der 
Erklärung und von dem Verständnis des Neuen ab­
hängig. Sie bedarf der breiten Entfaltung der schöpfe­
rischen Initiative der Massen und erfordert eine enge 
Verbindung der Staatsfunktionäre mit den Werktäti­
gen. Es ist klar, daß auch die Staatsanwälte mit ihrer 
Arbeit die Voraussetzungen für das Verständnis der 
politischen Zielsetzung unserer Gesetze schaffen, die 
Werktätigen mit dazu erziehen, daß sie die Ein­
haltung der ihrem Willen entsprechenden Gesetze über­
wachen und ihre Kräfte zur Durchführung der gesetz­
lichen Maßnahmen mobilisieren müssen. Der Staats­
anwalt in der Deutschen Demokratischen Republik hat 
also die hohe Aufgabe zu erfüllen, mit seiner Tätig­
keit auf die Massen und die Staatsfunktionäre erzie­
herisch zu wirken; seine Arbeit muß bewußtseinsbil­
dend sein.

II
Der Inhalt der Allgemeinen Aufsicht der Staats­

anwaltschaft ergibt sich zwar aus dem Gesetz über die 
Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokratischen Re­
publik, in dem die Allgemeine Aufsicht als die Auf­
sicht über die strikte Einhaltung der Gesetze und Ver­
ordnungen der Deutschen Demokratischen Republik 
bezeichnet wird, aber die Praxis hat gezeigt, daß der 
prinzipielle Unterschied zwischen der Ü b e r w a ­
c h u n g  d e r  s t r i k t e n  E i n h a l t u n g  d e r  G e ­
s e t z l i c h k e i t  einerseits und der K o n t r o l l e  d e r  
D u r c h f ü h r u n g  d e r  G e s e t z e  u n d  V e r ­
o r d n u n g e n  andererseits noch immer nicht klar er­
kannt wird.

Nach Wortlaut und Sinn unserer gesetzlichen 
Vorschriften hat der Staatsanwalt nicht die D u r c h ­
f ü h r u n g  d e r  G e s e t z e  und Verordnungen 
zu k o n t r o l l i e r e n ,  sondern die E i n h a l t u n g d e r  
G e s e t z l i c h k e i t  z u  g a r a n t i e r e n  (§10 Abs. 1, § 11 
StAnwG). Die Kontrolle der Durchführung der Gesetze 
und Verordnungen ist dagegen die Aufgabe der jeweils 
übergeordneten Verwaltungsorgane, insbesondere der 
Ministerien und der Räte der Bezirke; es gibt hierfür den 
Kontrollapparat der einzelnen Ministerien oder ande­
rer Verwaltungsorgane, und ebenso gibt es die beson­
dere Staatliche Kontrolle. Es sei in diesem Zusammen­
hang auf den Beschluß des Ministerrates zur Verbesse­
rung der Kontrolle der Durchführung der Gesetze, Ver­
ordnungen und Beschlüsse durch die zentralen staat­
lichen Organe der DDR vom 20. August 1953 (GBl. 
S. 995) verwiesen, der Wesen und Inhalt der Kontrolle 
der Durchführung der Gesetze und Verordnungen be­
stimmt und die Verantwortlichkeit der Leiter der staat­
lichen Organe und ihrer leitenden Mitarbeiter in ihrem 
Aufgabenbereich festlegt, und zwar unbeschadet des 
Bestehens besonderer Kontrollorgane. Es sei weiter auf 
das Statut der Zentralen Kommission für Staatliche Kon­
trolle vom 30. April 1953 (GBl. S. 685) verwiesen, das 
u. a. folgende Aufgaben aufführt:

„Kontrolle und Stellungnahme zur Verwirklichung 
der Gesetze über den Staatshaushalt und den 
Volkswirtschaftsplan und Kontrolle über die Durch­
führung der Verordnungen und Beschlüsse der Re­
gierung der Deutschen Demokratischen Republik;

Kontrolle der Produktions-, Wirtschafts-, Finanz - 
und allgemeinen Verwaltungstätigkeit der ihrer 
Kontrolle unterstehenden Einrichtungen, insbeson­
dere die Kontrolle über die Durchführung eines 
strengen Sparsamkeitsregimes;

Aufdeckung und Beseitigung bürokratischer Er­
scheinungen.“

Außerdem ist auf das Statut für die Koordinierungs­
und Kontrollstelle für die Arbeit der örtlichen Organe 
der Staatsgewalt vom 16. April 1953 (GBl. S. 707) zu 
verweisen, das u. a. als Aufgabe die Kontrolle der 
Durchführung der Gesetze sowie der Verordnungen und 
der Beschlüsse des Ministerrates und der Weisungen des 
Ministerpräsidenten durch die örtlichen Organe der 
Staatsgewalt nennt.

Von großem Interesse ist es für uns, die Auffassung 
der sowjetischen Wissenschaft zu dieser Frage kennen­
zulernen.

„Aufsicht, Überwachung und Kontrolle über die 
Durchführung der Gesetze und der Verordnungen 
der Regierung der UdSSR ist nicht Sache der 
Staatsanwaltschaften, sondern aller übergeordne­
ten Organe im Hinblick auf die ihnen unterstellten 
sowie der von der Regierung eingerichteten beson­
deren Revisions-, Inspektions- und Kontrollorgane 
hinsichtlich der ihrer Kontrolle unterworfenen 
Dienststellen, Betriebe, Organisationen, .Amtsperso­
nen* und Bürger . . .

Die oberste staatsanwaltschaftliche Aufsicht un­
terscheidet sich von den anderen Arten der Auf­
sicht einmal dadurch, daß die erstere in der Hand 
eines besonderen staatlichen Organs liegt, das von 
anderen Organen des Staates (mit Ausnahme des 
Obersten Sowjets der UdSSR) unabhängig ist, also 
keinem der Organe untergeordnet ist, deren Tätig­
keit es im Hinblick auf ihre Gesetzlichkeit zu 
überwachen hat; sodann dadurch, daß die Staats­
anwaltschaft die genaue Durchführung der Gesetze 
nicht im Wege der gewöhnlichen Aufsicht, Über­
wachung und Kontrolle erreicht (wofür andere 
Organe des Staates zuständig sind), sondern durch 
Aufdeckung von Gesetzesverletzungen und ihre 
Beseitigung sowie durch Heranziehung der Schul­
digen zur Verantwortung.

Die Kontrolle der Durchführung der Gesetze ist 
eine der Hauptaufgaben der staatlichen Verwal­
tung, eine Aufgabe, die das übergeordnete Ver­
waltungsorgan hinsichtlich des ihm unterstellten, 
das Kontrollorgan gegenüber den seiner Kontrolle 
oder Aufsicht unterworfenen Dienststellen oder Be­
trieben hat.“5)

Zwar tritt P. W. B a r a n o w dieser Auffassung 
entgegen; er verweist auf Art. 113 der Stalinschen Ver­
fassung, wonach dem Generalstaatsanwalt der UdSSR 
die „Oberaufsicht über die genaue Durchführung der 
Gesetze' durch alle Ministerien und deren nachgeord- 
nete Behörden,. .“ .übertragen ist, und er meint,
daß Tadewosjan mit seiner Ansicht „die Funktion der 
Staatsanwaltschaft bezüglich der Aufsicht über die Ge­
setzlichkeit in der Verwaltung ins Archiv“ verweise6).

Es hat den Anschein, daß die Meinung Baranows 
vielfach auch in der Praxis der sowjetischen Staats­
anwaltschaften vertreten wird. So enthielt z. B. der 
Arbeitsplan eines ländlichen Rayonstaatsanwalts in der 
Nähe von Moskau im April 1952 u. a. folgende Auf­
gabenstellung: „Prüfung und Kontrolle der Qualität der 
Waren in den Betrieben.“ Gleichzeitig war aber auch 
festgelegt: „Prüfung der Gesetzlichkeit aller Beschlüsse 
des Administrationskomitees des Rayons.“

Nach den für unsere Praxis maßgeblichen, oben 
zitierten Bestimmungen des Staatsanwaltschaftsge­
setzes sollte es klar sein, wo die Grenzen zwi­
schen der — dem Staatsanwalt in der Deutschen 
Demokratischen Republik nicht obliegenden — Kon­
trolle der Durchführung der Gesetze und der zur 
Aufgabe des Staatsanwalts gehörenden Aufsicht über 
die Einhaltung der Gesetze verläuft. Dennoch gibt es 
bis in die jüngste Zeit hinein noch falsche Auffassun­
gen über die Zuständigkeit des Staatsanwalts in der 
Allgemeinen Aufsicht.

Mitteilungen und Beschwerden über schlechte Plan­
ausführung in der Produktion (z. B. Warenstau oder 
Materialmangel) sowie über Mängel in der Ver­
sorgung der Bevölkerung hat der Staatsanwalt nicht 
in eigener Zuständigkeit zu erledigen; sie müssen

5) Tadewosjan, a. a. O., S. 281.
6) Baranow, ln „Sowjetstaat und Sowjetrecht“ 1951, Heft 9 

(russ.).
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